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Kommunale Infrastrukturen für junge Menschen in besonderen Lebenslagen  

Tabea Möller 

Begriff: Infrastruktur 
Das lateinische Ursprungskompositum – bestehend aus den Worten infra (unterhalb) und structura 
(Zusammenfügung) – verweist auf die Strukturierung des öffentlichen Raums durch einen adäquaten 
Unterbau als Funktionsvoraussetzung des öffentlichen Gemeinwesens (Scheller, 2017, S.39). 

 

Kommunale Infrastrukturen 

Für ein selbstbestimmtes Leben sind wir auf funktionierende öffentliche Infrastrukturen angewiesen. 

Diese setzen sich aus technischen und sozialen Infrastrukturen zusammen. Sie bestehen aus 

technischen Netzen z.B. für Daten, Verkehr, Strom und Wasser und aus sozialen Einrichtungen und 

Diensten, wie bspw. Schulen, Kitas, Krankenhäuser, Sporthallen, Theater und Clubs (Heinrich-Böll-

Stiftung, 2020, S.12). Diese öffentlichen Infrastrukturen bilden die Grundlage unseres alltäglichen 

Lebens und werden oft erst bemerkt, wenn sie nicht funktionieren oder mangelhaft sind. Die 

Ausprägung von und die Zugänge zu öffentlichen Infrastrukturen sind keine Selbstverständlichkeit und 

werden durch politische Entscheidungen gesteuert.  

Öffentliche Infrastrukturen werden von allen staatlichen Ebenen gestaltet: vom Bund, den 

Bundesländern und den Kommunen (Städte, Kreise und Gemeinden). Die Kommunen stellen einen 

erheblichen Teil der Infrastrukturleistungen zur Verfügung (Heinrich-Böll-Stiftung, 2020, S.14). Sie sind 

im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung nach dem Sozialstaatsprinzip (Grundgesetz [GG], 1949, 

Art. 20) verpflichtet, ihre Einwohner*innen ausreichend mit wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen 

Dienstleistungen zu versorgen. 

Abbildung 1 

Zentrale Infrastrukturbereiche in Deutschland 
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Quelle: Nach Heinrich-Böll-Stiftung (2020)  

Kommunale Infrastrukturen für junge Menschen 

Die Unterstützung junger Menschen bei einem gesunden Aufwachsen leistet neben ihren Familien eine 

kommunale Verantwortungsgemeinschaft. Die vorhandene öffentliche Infrastruktur und die 

Zugangsmöglichkeiten zu den entsprechenden Angeboten spielen eine zentrale Rolle für eine 

gleichberechtigte Teilhabe junger Menschen.  

Die Langzeitstudie Care Leaver Statistics definiert 8 Dimensionen für Teilhabe: Wohnen, Soziale 

Beziehungen, Freizeit, Gesundheit, Schule/Ausbildung/Studium, Mitbestimmung, Finanzen und 

Erwerbsarbeit/Beschäftigung. Kommunale Infrastrukturen müssen umfassende Angebote vorhalten, 

um jungen Menschen eine gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen. Besonders wichtig sind im 

Jugend- und jungen Erwachsenenaltern Orte und Möglichkeiten zum Austausch mit Peers. Diese 

können Teil des öffentlichen Raums sein und werden sich von jungen Menschen z. T. auch selbst 

angeeignet, aber es braucht auch Angebote der (offenen) Kinder- und Jugendhilfe, wo junge Menschen 

(auch selbstorganisiert) zusammenkommen können. (Care Leaver Statistics [CLS], o.J.) 

Junge Menschen haben zudem Rechte auf Hilfe und Unterstützung und genießen – insbesondere, wenn 

sie minderjährig sind – einen besonderen öffentlichen Schutz. Soziale Dienste spielen hier eine wichtige 

Rolle. Sie haben die Aufgabe junge Menschen  

• zu beraten, 

• bei Bedarf eng zu begleiten und zu betreuen und/oder 

• in ihrer Existenzsicherung zu unterstützen. 

Für junge Menschen und ihre Familien sind die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe eine zentrale 

Anlaufstelle in der kommunalen Infrastruktur. Andere soziale Dienste, wie das Jobcenter oder die 

Agentur für Arbeit haben ebenfalls Angebote, die sich speziell an junge Menschen richten (z.B. 

Jobcenter U25, Berufsberatung der Agentur für Arbeit). 

 

Rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit als Zugangsvoraussetzung zu kommunalen 

Infrastrukturen 

Eine Herausforderung ist es, dass die Ansprüche und Unterstützungsangebote auf Sozialleistungen für 

junge Menschen in unterschiedlichen Sozialgesetzbüchern und damit in unterschiedlichen 

Rechtskreisen geregelt sind. Das gilt für Geldleistungen, aber auch für Beratung und Betreuung. Diese 

Rechtskreise haben unterschiedliche Logiken und zum Teil überschneidende Leistungen. Nicht immer 

ist es einfach die Zuständigkeiten zu klären.  
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Abbildung 2  

Herausforderungen für junge Menschen zwischen verschiedenen Rechtskreisen 

 

Eigene Darstellung 

Damit junge Menschen nicht in die Lücken zwischen den Rechtskreisen fallen, braucht es gesicherte 

kommunale Absprachen und Verfahren zwischen den unterschiedlichen Institutionen wie z. B. 

Jugendamt, Familienkasse, Sozialamt). Diese basieren auf einer guten rechtskreisübergreifenden 

Zusammenarbeit und bilden die Zugangsvoraussetzungen zu Leistungen und geeigneten Angeboten in 

den kommunalen Infrastrukturen. In der Praxis wird bspw. von „Hilfen wie aus einer Hand“ gesprochen 

(Beierle et al., 2024, S.18). Rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit setzt die Bereitschaft zur 

Kooperation der unterschiedlichen sozialen Dienste und Sozialverwaltungen, mit denen junge 

Menschen im Übergang ins Erwachsenenleben zu tun bekommen können, voraus. Die Interessen der 

jungen Menschen sollten dafür handlungsleitend sein. Für ein gelingendes Zusammenwirken ist auch 

eine Beteiligung der jungen Menschen an allen sie betreffenden Entscheidungen unabdingbar. Ein 

Konzept zur Verbesserung der Zusammenarbeit sozialer Dienste sind verstetigte Arbeitsgremien für 

eine regelmäßige rechtskreisübergreifende Fallberatung.   

Jugendberufsagenturen als Beispiel rechtkreisübergreifender Zusammenarbeit am Übergang 
Schule/Beruf 
 
Jugendberufsagenturen sind rechtskreisübergreifende Kooperationsbündnisse von mindestens drei 
Partner*innen in der Sozialverwaltung: der Agentur für Arbeit, dem Jobcenter und dem örtlichen 
Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe. Diese Bündnisse arbeiten gemeinsam daran, den 
Übergang von jungen Menschen von der Schule in den Beruf zu erleichtern und ihre Teilhabe am 
Arbeitsleben zu fördern.  
 
Kernmerkmale von Jugendberufsagenturen: 

• Zielgruppe: Junge Menschen, insbesondere im Alter von 15 bis 25 Jahren. 
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• Angebotene Leistungen: Umfassende Unterstützung in Bereichen wie Schulabschluss, 
berufliche Orientierung, Aufnahme einer Ausbildung oder Arbeit sowie weitere individuelle 
Hilfsangebote. 

• Kooperationsstruktur: Die beteiligten Partner koordinieren ihre Leistungen, um den jungen 
Menschen einen passgenauen Service zu bieten. 

• Zugang: Oftmals gibt es gemeinsame Anlaufstellen oder abgestimmte 
Kontaktmöglichkeiten, um den Zugang zu erleichtern. 
 

Laut einer Erhebung der Servicestelle Jugendberufsagenturen existieren bundesweit 353 
Jugendberufsagenturen, die sich auf 348 Kreise und kreisfreie Städte verteilen.  
Wie die konkreten Kooperationen in den Jugendberufsagenturen vor Ort aussehen ist jedoch sehr 
unterschiedlich. Es sind sowohl unterschiedliche Rechtskreise als auch verschiedenen Formen der 
Kooperation vorzufinden. Durch diese rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit können die 
Jugendberufsagenturen ein umfassendes Unterstützungsangebot an der Schnittstelle Schule/Beruf 
schaffen. Sie stellen sicher, dass alle relevanten Akteur*innen – unabhängig von ihrem rechtlichen 
Rahmen – miteinander kommunizieren und zusammenarbeiten, um den Jugendlichen bestmögliche 
Unterstützung zu bieten.  
 
Die Servicestelle Jugendberufsagenturen unterstützt und berät diese Kooperationsbündnisse, 
fördert den Austausch von Erfahrungen und entwickelt gemeinsam mit den Akteuren Strategien zur 
Verbesserung der Zusammenarbeit. Sie stellt gebündelte Informationen zu Jugendberufsagenturen 
in Deutschland zur Verfügung:  Servicestelle Jugendberufsagenturen. 

 

Kommunale Infrastrukturen und Leaving Care 

Junge Menschen, die ganz oder teilweise in öffentlicher Verantwortung im Rahmen der Kinder- und 

Jugendhilfe aufwachsen, können i. d. R. nur bedingt auf familiale Unterstützung und finanzielle 

Ressourcen zurückgreifen. Sie sind daher in besonderer Weise auf kommunale Infrastrukturen 

angewiesen. Im Übergang in ein selbstbestimmtes Leben im jungen Erwachsenenalter durchlaufen die 

jungen Menschen Prozesse der Qualifizierung, Selbstpositionierung und Verselbständigung (Deutscher 

Bundestag 2017). Häufig bricht aber genau dann die Unterstützung beim Übergang aus der Kinder- und 

Jugendhilfe ab (Bundesjugendkuratorium [BJK], 2020, S.44). Lücken in den Leistungsübergängen zur 

Existenzsicherung von Care Leaver*innen werden nicht ausreichend in den Blick genommen und die 

Risiken zur Entstehung von Wohnungsnotlagen und prekären Lebenssituationen steigen. Viele dieser 

Leistungen sind elternabhängig (BAFöG, BAB, Kindergeld, etc.) und die Zugänge für Care Leaver*innen 

dadurch erheblich erschwert oder verzögert. Darüber hinaus bestehen weitere Anforderungen an 

kommunale Infrastrukturen, um eine nachhaltige soziale, berufliche und existenzielle Teilhabe für Care 

Leaver*innen sicherzustellen. 

Mit dem Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) 2021 ergeben sich konkrete 

neue Aufgaben für die kommunale Gestaltung von Leaving-Care-Prozessen. Im Folgenden werden acht 

„kommunale Baustellen“ beschrieben, die von der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe in Kooperation 

mit freien Trägern und anderen Leistungserbringer*innen anzugehen sind (Heyer et al., 2022): 

1. Fachkräfte über neue Rechtsgrundlagen und Verfahrenswege informieren und weiterbilden 

2. Junge Menschen innerhalb und außerhalb der Jugendhilfe über ihre Rechte aufklären 

3. Selbstbestimmung und Persönlichkeitsentwicklung als Grundorientierungen der Hilfen 

anerkennen 

4. Verbindlichere Hilfe- und Übergangsplanung mit Blick auf Leaving Care verankern 

5. Neue Infrastrukturen für Nachbetreuung schaffen 

6. Verfahren für das Coming In und Coming Back gestalten 

https://www.servicestelle-jba.de/
https://www.servicestelle-jba.de/wws/9.php#/wws/home.php?sid=71715053303968450855318701780083591920904939062374372574281238123500Sa522087d
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7. Beteiligung und Beschwerdemöglichkeiten stärker institutionalisieren 

8. Selbstorganisation kommunal fördern und finanziell ausstatten 

Um Kommunen bei der Umsetzung dieser strukturellen Veränderungsprozesse zu unterstützen, sind 

zukunftsfähige Beratung und inhaltliche Begleitung sowie eine solide Finanzierung der kommunalen 

Haushalte wesentlich. 

Ausführliche Informationen zu den 8 Baustellen finden Sie hier. 

Rechtstatus Leaving Care 
Damit Care Leaver*innen, die sich fast immer in schwierigen Konstellationen zu ihren 
Geburtsfamilien befinden, leichteren Zugang zu elternabhängigen Leistungen bekommen, besteht 
seit einigen Jahren die Forderung u. a. des Careleaver e. V., einen Rechtsstatus Leaving Care 
einzuführen. Nur so können die Lücken zwischen den Sozialrechtskreisen geschlossen werden und 
Care Leaver*innen gleichberechtigte Teilhabe ermöglicht werden.  
Dieser Rechtsstatus müsste, die spezifische Situation von Care Leaver*innen anerkennen und 
sicherstellen, dass Sozialleistungen – ohne auf Auskünfte der Eltern angewiesen zu sein – gewährt 
werden und kein Kontakt zu ihren Eltern erzwungen wird. Die Jugendämter kennen die 
Lebenssituation der jungen Menschen bereits. Andere Behörden sollten diesen bereits festgestellten 
Unterstützungsbedarf anerkennen und Daten entsprechend austauschen bzw. beschaffen. 
Die IGfH schreibt in ihrem Impuls Ein sicherer Start ins Erwachsenenleben – ein eigener Rechtsstatus 
für Careleaver*innen, was dieser Status leisten könnte: 

• Bürokratieabbau und sicherer Zugang zu Sozialleistungen wie BAföG, Wohngeld oder 
Grundsicherung. 

• Besserer Zugang zu Wohnraum durch vereinfachte Wohnberechtigungsscheine und 
Unterstützung bei Kautionen. 

• Klarer Schutz vor erzwungener Kontaktaufnahme mit den Eltern, etwa bei Anträgen auf 
Kindergeld oder Sozialleistungen. 

• Gesicherte Gesundheitsversorgung, insbesondere bei der Krankenversicherung und 
Psychotherapie. 

• Mehr soziale und wirtschaftliche Teilhabe, um Ausbildungsabbrüche, Armut und 
Wohnungslosigkeit zu vermeiden. (Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen 
[IGfH], 2025b) 

 

Beteiligung junger Menschen in kommunalen Infrastrukturen 

Junge Menschen haben ein Recht darauf, an allen sie betreffenden Angelegenheiten beteiligt zu 

werden (UN-Kinderrechtskonvention [UN-KRK], 1989, Art. 12; Sozialgesetzbuch – Achtes Buch [SGB 

VIII], 2023, § 8). Sie müssen sowohl in den Angeboten bspw. der Dienste der Kinder- und Jugendhilfe 

als auch auf kommunaler Ebene beteiligt werden. Beteiligung junger Menschen auf kommunaler Ebene 

ist aber in Deutschland bisher sehr unterschiedlich ausgeprägt. Mittlerweile gibt es eine breite Debatte 

zu den Gelingensbedingungen kommunalpolitischer Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Dabei 

wird immer wieder betont, „dass kommunale Beteiligung von Kindern und Jugendlichen dann als 

erfolgreich gelten kann, wenn ihre Beteiligung an politischen Entscheidungen und ihr Einfluss in der 

Kommune in einem für sie überschaubaren Zeitraum auf ernst gemeinte Resonanz stoßen und als 

(selbst)wirksam erfahren werden.“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

[BMFSF] & Deutscher Bundesjugendring [DBJR], 2022, S.104). Ein besonderes Augenmerk muss bei 

Beteiligungsprozessen in Kommunen daraufgelegt werden, dass ein breites Spektrum junger Menschen 

in verschiedenen Lebenslagen vertreten ist. Daher ist es zentral Selbstorganisation und Beteiligung 

junger Menschen in prekären und vulnerablen Lebenslagen (kommunal) gezielt zu fördern und zu 

stärken (Careleaver e.V. et al., 2025a, S.1).  

https://igfh.de/sites/default/files/2022-05/8_Punkte_Brosch%C3%BCre_Kommunale%20Baustellen.pdf
https://igfh.de/publikationen/kritisches-glossar/teilhabe-gerechtigkeit
https://igfh.de/publikationen/kritisches-glossar/armut
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